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GYNÄKOLOGIE, FORTPFLANZUNGS-
MEDIZIN UND RECHT

Das Aufgabengebiet des Facharztes
für Frauenheilkunde und Geburts-
hilfe umfaßt seit alters her auch die
Infertilitätsbehandlung. Dennoch hat
sich die Reproduktionsmedizin in
den letzten zwei Jahrzehnten nicht
nur als Sonderdisziplin innerhalb der
Gynäkologie verselbständigt; sie hat
auch eine eigenständige rechtliche
Regelung erfahren, die im Jahre 1992
vom Bundesgesetzgeber in Geltung
gesetzt worden ist. Das Fortpflan-
zungsmedizingesetz (FMedG) [1]
„verrechtlicht“ den Berufsstand des
Gynäkologen, der Fortpflanzungs-
medizin betreiben will, ganz beträcht-
lich. Nur mehr ganz wenige Bereiche
der Infertilitätsbehandlung stehen
seit Inkrafttreten dieses Gesetzes
allen Gynäkologen offen; z.B. die
Verschreibung bzw. Applizierung
von Medikamenten zur Auslösung
des Eisprungs. Soweit der Gynäkologe
Reproduktionsmedizin im engeren
Sinn praktizieren will, gelten die
berufsrechtlichen Sondervorschriften
des FMedG, auf die ich im folgenden
zu sprechen kommen werde.

BERUFSRECHTLICHE VORAUS-
SETZUNGEN FÜR DIE PRAXIS
DER FORTPFLANZUNGSMEDIZIN

Der Begriff Fortpflanzungsmedizin
wird vom Gesetzgeber sehr weit
definiert. Er versteht darunter „die
Anwendung medizinischer Methoden
zur Herbeiführung einer Schwanger-
schaft auf andere Weise als durch
Geschlechtsverkehr“ (§ 1 Abs. 1
FMedG). Gemeint sind also etwa die
Methoden der künstlichen Insemina-
tion (in vivo), der in vitro-Fertilisati-
on (IVF), des Embryotransfers oder
des „gametes intra fallopian transfer“
(GIFT). Sämtliche dieser in § 1 Abs. 2
FMedG näher definierten Methoden

dürfen „nur von einem zur selbstän-
digen Berufsausübung berechtigten
Facharzt für Frauenheilkunde und
Geburtshilfe durchgeführt werden“
(§ 4 Abs. 1 FMedG). Damit bringt
das FMedG zunächst zum Ausdruck,
daß die Fortpflanzungsmedizin nur
vom Gynäkologen, nicht aber auch
vom Arzt für Allgemeinmedizin prak-
tiziert werden darf. Der in einer
Ordinationsstätte frei niedergelassene
Gynäkologe darf allerdings bloß die
künstliche Insemination (in vivo)
anwenden, sofern dabei der Samen
des Wunschvaters verwendet wird
(§ 4 Abs. 2 FMedG). Sämtliche ande-
ren Methoden der Fortpflanzungs-
medizin – also insbesondere die IVF
– dürfen nur in einer für diesen spe-
ziellen Aufgabenbereich lizenzierten
Krankenanstalt durchgeführt werden.

Erste Voraussetzung der Praxis von
Fortpflanzungsmedizin ist somit –
sieht man einmal von der praktisch
eher unbedeutenden homologen
Insemination (in vivo) ab – das Be-
stehen einer Krankenanstalt im Sinne
der landesrechtlichen Vorschriften
(vgl. etwa § 1 Abs. 1 Z 5 Wiener
KAG). Wenn beabsichtigt ist, medizi-
nisch unterstützte Fortpflanzung in
einer Krankenanstalt durchzuführen,
muß der ärztliche Leiter dieser Kran-
kenanstalt hiefür die Zulassung beim
Landeshauptmann beantragen. Die
Zulassung ist zu erteilen, „wenn auf-
grund der personellen und sach-
lichen Ausstattung eine dem Stand
der medizinischen Wissenschaft und
Erfahrung entsprechende Durchfüh-
rung der medizinisch unterstützten
Fortpflanzung gewährleistet ist“ (§ 5
Abs. 2 FMedG). Was dem „state of
the art“ im Bereich der Reprodukti-
onsmedizin entspricht, wird seit
1993 von der Österreichischen Ge-
sellschaft für Reproduktionsmedizin
und Endokrinologie dokumentiert
[2]. Für die Durchführung einer
homologen Insemination bedarf es
weder einer speziellen Konzession,
noch ist die Durchführung der
homologen Insemination Kranken-
anstalten vorbehalten. Die Absicht,
homologe Inseminationen durchzu-

führen, ist dem Landeshauptmann
lediglich zu melden. Über die Mel-
dung ist dem Gynäkologen bzw. der
Krankenanstalt eine Bestätigung zu
erteilen (§ 5 Abs. 1 FMedG).

SPEZIELLE RECHTSPFLICHTEN
DES REPRODUKTIONSMEDIZI-
NERS BZW. DER NACH § 5
ABS. 2 FMEDG LIZENZIERTEN
KRANKENANSTALT

In den §§ 6–21 FMedG sind umfang-
reiche Vorschriften enthalten, die
dem Arzt (der Krankenanstalt) sehr
detailliert gebieten, was er (sie) vor,
bei und nach Durchführung der
medizinischen Fortpflanzungshilfe zu
beachten hat. Die wichtigsten dieser
Vorschriften seien hier kurz erwähnt.

§ 7 Abs. 1 FMedG wiederholt die im
Medizinrecht ganz allgemein gültige
Lehre vom „free and informed
consent“. Darüber hinaus verlangt
das Gesetz allerdings, daß die nach §
5 Abs. 2 FMedG lizenzierte Kranken-
anstalt den Wunscheltern eine psy-
chologische Beratung oder eine psy-
chotherapeutische Betreuung
anbieten soll, sofern die Wunschel-
tern dies nicht ablehnen (§ 7 Abs. 2
FMedG). Für diese nichtärztlichen
„Nebenleistungen“ muß die Kranken-
anstalt selbst Vorsorge treffen. Das
FMedG ordnet nämlich an, daß in
der Krankenanstalt die Möglichkeit
zu einer ausreichenden psychologi-
schen Beratung und einer psychothe-
rapeutischen Betreuung gegeben sein
muß (§ 5 Abs. 2 letzter Satz FMedG).

Für die Zustimmung der Wunsch-
eltern zur medizinisch unterstützten
Fortpflanzung gelten besondere
Formvorschriften. Die Zustimmung
muß in Form eines Notariatsaktes
oder eines gerichtlichen Protokolls
erteilt werden (§ 8 Abs. 1 FMedG).
Ausgenommen von dieser Formvor-
schrift werden lediglich verheiratete
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Wunscheltern, die ihre Zustimmung
zu einer homologen IVF oder Insemi-
nation erteilen. In einem solchen Fall
genügt die schriftliche Zustimmung
der Eheleute. Es empfiehlt sich die
Verwendung eines Formblattes, das
gleichzeitig den Inhalt des medizini-
schen Behandlungsvertrages doku-
mentiert. Schriftlich im rechtlichen
Sinne heißt hier unterschriftlich.

§ 9 FMedG beinhaltet eine Sonder-
regel für den Umgang mit dem extra-
uterinen Keim, und § 10 FMedG
schreibt vor, daß der Reproduktions-
mediziner nur so viele Eizellen in
vitro befruchten darf, wie nach dem
Stand der medizinischen Wissen-
schaft und Erfahrung innerhalb eines
Zyklus für eine aussichtsreiche und
zumutbare medizinisch unterstützte
Fortpflanzung notwendig sind.

Für die heterologe Insemination (in
vivo) wurden spezielle Vorschriften
geschaffen, die sich einerseits an den
Samenspender richten: Er darf nur
ein und derselben Krankenanstalt
spenden (§ 11 FMedG). Andererseits
sind in §§ 11–16 FMedG Regelungen
enthalten, die sich an die Krankenan-
stalt richten. So muß etwa vor Ver-
wendung des gespendeten Samens
sichergestellt werden, daß der Samen
weder kontaminiert (z. B. mit dem
HI-Virus) noch im Erbgut beeinträch-
tigt ist (§ 12 FMedG). Der Samen-
spender soll aus seiner Spende „kein
Geschäft machen“ (§ 16 FMedG),
und sein Keimgut darf nicht beliebig
oft, sondern „in höchstens drei Ehen
oder eheähnlichen Lebensgemein-
schaften verwendet werden“ (§ 14
FMedG).

Samen- und Eizellen sowie Zygoten
dürfen höchstens ein Jahr kryokon-
serviert werden (§ 17 Abs. 1 FMedG)
und „weder den Personen, von denen
sie stammen, noch anderen Personen
oder Einrichtungen überlassen wer-
den“ (§ 17 Abs. 2 FMedG).

In den §§ 18, 19 FMedG sind sehr
umfangreiche Aufzeichnungs- und
Berichtspflichten festgeschrieben

worden. Ausführungsvorschriften zu
§ 19 Abs. 2 FMedG enthält eine Ver-
ordnung des Bundesministeriums für
Arbeit, Gesundheit und Soziales aus
dem Jahre 1998 [3].

VERBOTENE PRAKTIKEN

Nicht alles, was die Reproduktions-
medizin des beginnenden 21. Jahr-
hunderts „kann“, wird vom FMedG
erlaubt. Verboten ist in Österreich
folgendes:

a. die Leistung medizinischer Zeu-
gungshilfe zugunsten einer allein-
stehenden Frau (§ 2 Abs. 1 FMedG);

b. die Verwendung von (von dritter
Seite) gespendetem Samen im
Rahmen einer IVF (§ 3 Abs. 1 und
2 FMedG);

c. der Embryotransfer nach Ei- oder
Embryospende (§ 3 Abs. 1 und 3
FMedG);

d. die künstliche Besamung einer
Leihmutter (§ 2 Abs. 2 FMedG)
sowie

e. die Vornahme einer heterologen
Insemination (in vivo), wenn die
Verwendung von Spendersamen
angezeigt wäre, weil der Wunsch-
vater Träger eines Erbleidens ist
(§ 2 Abs. 1 FMedG).

Allerdings sind diese Verbote – ent-
sprechend dem Territorialitätsprinzip
– nur in Österreich gültig. Sofern der
Gynäkologe Methoden der Repro-
duktionsmedizin, die in Österreich
verboten sind, im Ausland praktiziert
(etwa im Zuge eines Aufenthaltes an
einer ausländischen Klinik), kommt
es gar nicht zu einer Verletzung der
Bestimmungen des FMedG, weil
dieses Gesetz nur in Österreich gilt.
Die Legalität der diversen Methoden
der Fortpflanzungsmedizin richtet
sich also ausschließlich nach dem
Recht des Ortes, an dem diese prak-
tiziert werden.

DAS IVF-FONDS-GESETZ

Die Frage, ob die Leistungen des
Reproduktionsmediziners als Kran-
kenbehandlung im Sinne des Rechts
der gesetzlichen Krankenversicherung
zu verstehen sind, war lange Zeit
umstritten [4], wurde aber 1998 vom
Obersten Gerichtshof in einer viel
beachteten Entscheidung verneint
[5]. In Reaktion auf dieses Urteil
wurde 1999 das Bundesgesetz, mit
dem ein Fonds zur Finanzierung der
in vitro-Fertilisation eingerichtet wird
(IVF-Fonds-Gesetz) [6], beschlossen.
Dieses Gesetz hat einen Fonds ein-
gerichtet, der die IVF mitfinanziert.
Der IVF-Fonds hat unter bestimmten
Voraussetzungen 70% der Kosten
der IVF zu tragen (§ 2 Abs. 2 IVF-
FondsG). Die restlichen 30% der
Behandlungs- und Medikamenten-
kosten müssen von den Wunscheltern
aufgebracht werden. Die Mittel des
IVF-Fonds werden zum einen durch
Überweisungen aus dem Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen und zum
anderen durch Überweisungen der
Krankenversicherungsträger aufge-
bracht, und zwar zu je 50% (§ 3 IVF-
FondsG).

RECHTSPOLITISCHE
BESTREBUNGEN

Nicht alle Normen des FMedG er-
scheinen unter moralischen – und
insoweit auch unter rechtspolitischen
– Gesichtspunkten vertretbar. Kriti-
siert werden etwa zu Recht die in § 3
FMedG angeordneten Verbote der
Ei- und Embryonenspende sowie das
Verbot der Verwendung gespendeten
Samens im Rahmen einer IVF. Es läßt
sich auch nicht leugnen, daß das
absolute Verbot, den extrakorporalen
Keim im Rahmen sog. „verbrauchen-
der Forschung“ zu instrumentalisie-
ren (§ 9 Abs. 1 FMedG), zu einer Art
„Kompetenzverlust“ der österreichi-
schen Reproduktionsmedizin geführt
hat. Daher wird vor allem für den
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Bereich der Embryonenforschung,
der Präimplantationsdiagnostik und
des sog. „therapeutischen Klonens“
eine Liberalisierung des FMedG ge-
fordert [7, 8]. Ob eine entsprechende
Liberalisierung in absehbarer Zeit zu
erwarten ist, kann freilich niemand
mit Gewißheit sagen. Die Frage
„Reproduktionsmedizin – Quo vadis?“
läßt sich daher – jedenfalls aus der
Perspektive des Juristen – nicht ab-
schließend beantworten.
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